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SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BAG Bundesamt für Gesundheit
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
MiGeL Mittel- und Gegenständeliste der OKP
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Etats
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OFSP Office fédéral de la santé publique
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LiMA Liste des moyens et appareils de AOS
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Erich Ettlin (cvp, OW; Mo. 16.3988) und Christian Lohr (cvp, TG; Mo. 16.3948) reichten in
beiden Räten gleichlautende Motionen für eine Einführung einer Vergütungspflicht bei
im Ausland freiwillig bezogenen OKP-Leistungen ein. Bedingungen für eine
entsprechende Vergütung sollten eine ärztliche Verschreibung, tiefere Auslandpreise
und ein freiwilliger Entscheid für einen Einkauf im Ausland durch die Patientinnen und
Patienten sein. Da Spital- und Arztbehandlungen wegen der Marktabschottung in der
Schweiz deutlich teurer seien als im Ausland – Generika und Blutzuckermessstreifen
sind gemäss einer Santésuisse-Studie doppelt so teuer wie im Ausland –, sollten
Personen, die freiwillig ihre Medikamente im Ausland bezögen und damit einen Beitrag
zur Kostensenkung leisteten, nicht durch eine Verweigerung der Vergütung bestraft
werden. 
Im Rahmen der Motion Heim (sp, SO; Mo. 16.3169) prüfe er bereits, ob eine
entsprechende Regelung für MiGeL-Produkte unter gewissen Voraussetzungen sinnvoll
sein könne, erklärte der Bundesrat. Diese Überprüfung könne er auf Arzneimittel
ausweiten. Eine weitere Öffnung des Territorialitätsprinzips für Arzt- und Spitalbesuche
lehnte er hingegen ab. Die steigenden Kosten für ambulante Behandlungen entstünden
nicht in erster Linie durch die hohen Tarife, sondern durch die Mengenausweitung.
Diese würde aber durch eine Regelung, wie sie die Motionäre vorsahen, allenfalls noch
verstärkt. Zudem könnten die Leistungsanbietenden im Ausland nicht auf die für die
Vergütung durch die OKP notwendigen Qualitätsvoraussetzungen überprüft werden. 
Nachdem der Ständerat die Motion Ettlin im März 2017 der SGK-SR zur Vorberatung
zugewiesen hatte, empfahl diese im November desselben Jahres deren Ablehnung.
Nach Vorliegen des Berichts der Expertenkommission wolle man der Prioritätensetzung
des Bundesrates im Rahmen des ersten Massnahmenpakets zur Kostendämpfung nicht
vorgreifen und einzelne Massnahmen bevorzugen. Dieser Argumentation folgte der
Ständerat in der Wintersession 2017 mit 25 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und
lehnte die Motion Ettlin ab. 
Die Motion Lohr wurde Ende 2018 abgeschrieben, nachdem sie während zwei Jahren
nicht behandelt worden war. 1

MOTION
DATUM: 29.11.2017
ANJA HEIDELBERGER

Christian Lohr (cvp, TG) reichte im Sommer 2017 eine parlamentarische Initiative ein,
mit der er ein Beschwerderecht der Krankenversicherungen gegen Entscheide des
BAG zur Spezialitätenliste schaffen wollte. Da das Bundesgericht den
Krankenversicherern ein Beschwerderecht aufgrund mangelnder schutzwürdiger
Interessen abgesprochen habe, müsse dieses nun durch das Parlament geschaffen
werden, erklärte der Motionär. So seien zahlreiche Entscheide wie die Aufnahme neuer
Arzneimittel und die Festsetzung des Listenpreises von grosser Bedeutung für die
Krankenversicherungen. Dennoch könnten heute Entscheide des BAG, welche die
Zulassungsinhabenden nicht direkt beschränken, nicht angefochten werden, obwohl
auch diese geltendes Recht verletzen könnten. 
Sowohl die SGK-NR (im Mai 2018) als auch die SGK-SR (im Mai 2019) zeigten sich mit der
Forderung einverstanden. Mit 10 zu 5 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) respektive 9 zu 3
Stimmen sprachen sich die Kommissionen für ein Folgegeben aus. Die SGK-NR wird in
der Folge eine Vorlage ausarbeiten. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.05.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2017, S. 223 (Mo. 17.3988); AB SR, 2017, S. 808 ff.; Bericht SGK-SR vom 13.11.17; Mo. 16.3948
2) Medienmitteilung SGK-NR vom 18.5.18; Medienmitteilung SGK-SR vom 17.5.19
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